
 

 

Die neue Bundesregierung hat 

das „Jahrzehnt der Gleichstel-

lung“ ausgerufen. Doch wäh-

rend der gesellschaftliche 

Wandel insgesamt durch Digi-

talisierung und Klimawandel 

schnell voranschreitet, geht es 

beim Thema Gleichstellung in 

Deutschland nur langsam vo-

ran. Trotz besserer Qualifizie-

rung arbeiten Frauen häufiger 

in Berufen, die schlechter be-

zahlt werden, in Teilzeit oder in 

geringfügiger Beschäftigung. 

Sie sind deutlich seltener auf 

der Führungsebene tätig und 

tragen die Hauptlast der Sor-

gearbeit. Für ein „Jahrzehnt 

der Gleichstellung“ muss da-

her einiges passieren: 

 
Weg mit den Minijobs! 

Fast 60 Prozent der Minijob-

ber*innen sind Frauen. Diese 

prekäre Arbeitsform ist mit Un-

sicherheit und fehlender Absi-

cherung verbunden, sie wird 

geringer entlohnt und führt zu 

Altersarmut. Die geplante An-

hebung der Minijobgrenze auf 

520 Euro setzt daher völlig fal-

sche Anreize. Sie verhindert 

gute Arbeit in Form von sozial-

versicherungspflichtiger Be-

schäftigung und steht einer ei-

genständigen Existenzsiche-

rung von Frauen und somit der 

Gleichstellung nachweislich im 

Weg. Aus diesem Grund for-

dern wir, dass der von der Bun-

desregierung geplante Gleich-

stellungscheck, der neue Gesetze 

auf Aspekte der Gleichstellung 

hin überprüfen soll, sofort in die 

Praxis umgesetzt und bereits auf 

das Gesetz zur Anhebung der Mi-

nijobgrenze angewendet wird.  

 
Schluss mit der Lohnlücke! 

In Bayern betrug die Lohnlücke 

zwischen Frauen und Männern 

zuletzt 22 Prozent. Damit liegt 

der Freistaat im bundesweiten 

Vergleich am Tabellenende. We-

nig verwunderlich klaffen daher 

auch die Rentenhöhen von 

Frauen und Männern weit ausei-

nander – der sogenannte „Gen-

der Pension Gap“ betrug laut ak-

tuellem Rentenreport des DGB 

Bayern zuletzt 36 Prozent. Um 

diese Lücken endlich zu schlie-

ßen, braucht es neben der Anhe-

bung des Mindestlohns auf 12 

Euro eine stärkere Tarifbindung 

und einen konsequenten Umbau 

des Minijobsystems! 

 
Faire Verteilung der Sorge-
arbeit unterstützen! 

Für eine partnerschaftliche Ver-

teilung von Erwerbs- und Sorge-

Für den DGB Bayern ist klar: 

Für ein Jahrzehnt der Gleich-

stellung brauchen wir einen 

gesellschaftlichen Wandel. 
Einen Wandel, der weib-

lich ist! Darauf und auf 

weitere gleichstellungspoli-

tische Themen macht der 

DGB Bayern im Rahmen ei-

ner bayernweiten Akti-
onswoche vom 06.-

11.03.2022 mit zahlrei-

chen regionalen Veranstal-

tungen und Aktionen auf-

merksam.  
 

 
 

 
 

Alle Informationen rund um 

die Aktionswoche sowie zu 

unserer Foto-Mitmach-

Aktion findet ihr unter  

https://bayern.dgb.de/-/cJe.  

 

 

Für ein Jahrzehnt der Gleichstellung braucht es mehr! 

arbeit sind entsprechende Rah-

menbedingungen notwendig. 

Dazu gehören verlässliche und 

hochwertige Betreuungsstruktu-

ren für Kinder und mehr (finanzi-

elle) Anreize für gleichberech-

tigte Sorgearbeit, wie bspw. Ver-

besserungen beim Elterngeld. 

 
Mehr Frauen in Führungspo-
sitionen! 

Frauen müssen in Führungsposi-

tionen gleichberechtigt vertreten 

sein. Daher ist jetzt eine Novel-

lierung des Bayerischen Landes-

gleichstellungsgesetzes (BayGlG) 

notwendig. Es braucht Modelle 

zu Führung in Teilzeit, eine ge-

zielte Förderung von Frauen und 

auch weitere verpflichtende 

Quotierungen, damit dieses Ziel 

erreicht wird. 

 

Die bayerischen Gewerkschafts-

frauen setzen sich gemeinsam 

mit ihren Kolleg*innen dafür ein, 

dass Frauen den gesellschaftli-

chen Wandel gleichberechtigt 

mitgestalten und selbstbestimmt 

arbeiten und leben können. 
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